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Tagesordnungspunkt:
Abschluss eines Nutzungsvertrages zum MiQua. LVR-Jüdisches Museum im 
Archäologischen Quartier Köln; Vorlage 14/3010 

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird gebeten, die nachgenannten Hinweise aufzunehmen, für den anstehenden 
Abschluss der Verhandlungen mit der Stadt Köln - soweit erforderlich - aufzugreifen und einen 
entsprechend veränderten Vertragsentwurf im Wege einer Ergänzungsvorlage zur Vorlage 
14/3010 zum Beschluss vorzulegen:

1.
Der vorgelegte Vertragsentwurf wird als Nutzungsvertrag bezeichnet. Auch wenn die 
Bezeichnung des Vertrages rechtlich nicht entscheidend ist, wird die Rechtsposition des LVR als 
Nutzer des Museums nicht hinreichend präzise beschrieben, da die Nutzung in Gestalt des 
Betriebs des Museums für die breite Öffentlichkeit erfolgt. Daher sollte der Vertrag als 
„Nutzungs- und Betriebsführungsvertrag“ betitelt werden.

2.
Die Unterzeichner gehen davon aus, dass die Feststellung im vorletzten Satz der Präambel, 
dass der LVR den Betrieb als Dienststelle führt, lediglich als deklaratorischer Hinweis unter 
Bezug auf die rechtliche Einordnung im Sinne des LPVG erfolgt, nicht jedoch eine 
Festschreibung im Vertragsverhältnis gegenüber der Stadt Köln bedeutet. Für diese dürfte 
ohnehin unerheblich sein, in welcher Rechtsform der LVR das Museum betreibt und in seiner 
Organisationsstruktur einordnet.

3.

öffentlich



Auch wenn die Rahmenvereinbarung neben der künftigen Nutzungsvereinbarung bestehen 
bleibt, wird letztlich mit dem Nutzungsvertrag die Rahmenvereinbarung erfüllt und nicht 
lediglich konkretisiert, wie dies im letzten Satz der Präambel ausgeführt wird. 
An diesem Punkt besteht der Bezug zu § 14 Abs. 2 Rahmenvereinbarung.

4.
§ 1 Satz 3 des Vertragsentwurfs hält fest, dass die Fertigstellung des Gebäudes bis zum 
31.12.2020 geplant ist. Im Abgleich zur Rahmenvereinbarung bedeutet dies eine verlängerte 
Frist von 2 Jahren. Infolge dieser Verzögerung entstehen dem LVR in großem Umfang 
Personal-, Raum- und weitere Sachkosten. CDU und SPD fordern daher die Verwaltung auf, 
gegenüber der Stadt Köln klarzustellen, dass die Verzögerung des Baus und damit der 
Inbetriebnahme für den LVR Kosten verursacht, die bei einer Einhaltung der ursprünglichen 
Frist so nicht entstanden wären, weil dann bereits der Museumsbetrieb stattgefunden hätte. 
Dieser Umstand muss beiden Vertragspartnern bewusst sein.

5.
Unter Bezug auf § 1 Satz 4 wird um Klarstellung im Vertragstext gegenüber der Stadt Köln 
gebeten, dass mit der Überlassung des Museumsgebäudes auch notwendigerweise die 
Übertragung des unmittelbaren Besitzes einhergehen muss.

6.
Laut § 2 Abs. 1 Satz 2 wird dem LVR der Tag der Übergabe mindestens 4 Wochen vorher 
schriftlich mitgeteilt. In der Rahmenvereinbarung vom 10.09.2013 hingegen hatte sich die 
Stadt verpflichtet, spätestens 2 Jahre vor Übergabe das geplante Übergabedatum mitzuteilen. 
Diese Unterschiede zwischen Rahmenvereinbarung und Nutzungsvertrag resultieren 
naturgemäß aus der Verschiebung des Projekts insgesamt. Auch an diesem Punkt gilt es, 
gegenüber der Stadt Köln deutlich zu machen, dass dies im Ergebnis mitgetragen wird, jedoch 
nicht als selbstverständlich angesehen werden kann.

7.
§ 2 Abs. 1 Satz 4 legt fest, dass Revisionsunterlagen mit Nachweisen und Prüfungszeugnissen 
in digitaler Form […..] vorgelegt werden. Um den störungsfreien Betrieb des Museums zu 
sichern, müssen diese vollständig und korrekt sein; dies sollte auch in § 2 Abs. 1 explizit zum 
Ausdruck kommen.

8.
In § 2 Abs. 2 Satz 1 ist von „geforderten Betriebszuständen“ die Rede. Soweit hierüber nicht 
noch ein gesonderter Katalog vereinbart werden soll, ist zur Sicherung der Rechtsposition des 
LVR zu ergänzen, dass es sich um die vom LVR geforderten und der Stadt Köln bekannten 
Betriebszustände und Sollwerte handelt.

9.
§ 3 Abs. 1 lit. h. spricht von „Wasseranlagen“. Die Verwaltung wird um Klarstellung gebeten, 
ob es sich hierbei um die Frischwasserversorgung handelt oder andere Anlagen, deren Betrieb 
wasserbasiert ist.

10.
§ 4 Abs. 1 lit. g. enthält in der Aufzählung auch Wasseraufbereitungsanlagen. Die Verwaltung 
wird gebeten klarzustellen, ob diese infolge der Nutzung etwaiger gefährlicher und potenziell 
wassergefährdender Stoffe beim Museumsbetrieb vorzuhalten sind oder anderen Zwecken 
dienen.

11.
Die Regelung zur Umlegung neu entstehender Betriebskosten gehört im Gesamtkontext der 
Bestimmung nach Ansicht der Unterzeichner als neuer Abs. 6 an das Ende der Regelung in § 4. 
Die Nummerierung ist dann entsprechend anzupassen.

12.
§ 6 Abs. 3 setzt fest, dass das Übergabeprotokoll als gesonderte Nachtragsvereinbarung 
Bestandteil dieses Vertrages wird. Nach Auffassung der Unterzeichner hat bei einem derartigen 
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Vertrag die Hinzunahme des Übergabeprotokolles nicht den Charakter einer 
Nachtragsvereinbarung, sondern dieses wird als gesonderte Urkunde lediglich Bestandteil des 
Vertrages. Insoweit wären die Worte „als gesonderte Nachtragsvereinbarung“ ersatzlos zu 
streichen.

13.
§ 6 Abs. 4 Satz 3 ist offenbar dahingehend zu verstehen, dass anhängige Rechtsstreitigkeiten 
der Stadt Köln mit Dritten Verzögerungen nach sich ziehen. Da nicht etwa Rechtsstreitigkeiten 
zwischen den Vertragspartnern gemeint sind, sollte nach dem Wort „Rechtsstreitigkeiten“ der 
Einschub „mit Dritten“ ergänzt werden. Angesichts der Komplexität derartiger Vorgänge in 
technischer und rechtlicher Hinsicht sollte die Einleitung eines gerichtlichen 
Beweissicherungsverfahrens vorgesehen und daher auch in den Vertragstext aufgenommen 
werden.

Nach Vorlage eines Beweissicherungsgutachtens sollen alle Maßnahmen erfolgen, um den 
ungestörten Museumsbetrieb sicherzustellen.

14.
§ 7 Abs. 3 sieht vor, dass der LVR darauf verzichtet, Schadensersatzansprüche infolge von 
Einschränkungen des Museumsbetriebs geltend zu machen, die sich aus der Duldung von 
Erhaltungs- oder Modernisierungsmaßnahmen ergeben. Mit einem generellen Verzicht würde 
der LVR eine vergleichsweise schlechte Vertragsposition einnehmen. Auch wenn 
selbstverständlich die Stadt als Eigentümerin des Museums für die Erhaltungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen am Bau alleine verantwortlich ist, kommen 
Schadenersatzansprüche des LVR insbesondere dann in Betracht, wenn der Museumsbetrieb 
nicht nur gestört, sondern faktisch nicht mehr möglich ist. Insoweit müssen die berechtigten 
Interessen des LVR adäquat berücksichtigt werden. Die Verwaltung wird gebeten, hier eine 
ergänzende Regelung mit der Stadt Köln zu finden.

15.
§ 13 Abs. 3 bedarf einer Präzisierung dahingehend, dass der LVR die Kosten trägt.

16.
§ 14 regelt die Zuständigkeiten im Zusammenhang mit der Bau- und Bodendenkmalpflege. 
Daher sollte klarstellend der Begriff der „Generalkompetenz“ durch die Formulierung 
„Zuständigkeit“ ersetzt werden.

17.
In § 22 ist von „Kooperationspartnern“ die Rede. Es ist unklar, wer damit gemeint ist. Wenn es 
sich hierbei um den LVR und die Stadt Köln handelt, so sollte klarstellend hier der Begriff 
„Vertragspartner“ verwendet werden. Ebenso ist die Formulierung „nacherhoben“ durch 
„erstattet“ zu ersetzen.

Begründung:
 erfolgt mündlich 


